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Principienfragen der öſterreichiſchen Gewerbeordnung. 
Von Prof. Dr. Emanuel Herrmann. 
II. 


Seit dem Erſcheinen des erſten Aufſatzes über dieſen Gegenſtand 
in Nr. 12 dieſer Zeitſchrift vom 21. März 1872, deſſen Fortſetzung 
durch mancherlei Hinderniſſe verzögert wurde, hat ſich in Oeſterreichs 
Gewerbegeſetzgebung eine wichtige Veränderung vollzogen. 

Die jenſeitige Reichshälfte, welche nach Abſchaffung der Ge⸗ 
werbeordnung vom 20. December 1859, dem althergebrachten Zunft⸗ 
zwange wieder Eingang verſchafft hatte, erhielt durch den VIII. Ge⸗ 
ſetzartikel vom Jahre 1872 ein Gewerbegeſetz, deſſen Grundſaͤtze und 
äußere Form auf der Höhe der Zeit ſtehen und weit über die gegen⸗ 
wärtige Gewerbegeſetzgebung der diesſeitigen Reichshälfte hinausragen. 

Das Bedürfniß einer Reform des Gewerbegeſetzes in Cisleitha⸗ 
nien iſt hiedurch um ſo dringlicher, um ſo unabweisbarer geworden 
und ſind wir dadurch auch um ſo energiſcher genöthigt, mit verrotteten 
Anſchauungen früherer idylliſcher Jahrzehnte entſchieden zu brechen und 
der jenſeitigen Reichshälfte noch um einige Schritte vorauszukommen. 

Die ungariſche Gewerbeordnung beſticht ſchon durch ihre klare 
Ueberſichtlichkeit. Sie behandelt in ſechs ziemlich kurzen Capiteln, welche 
im Ganzen aus 106 auffallend dünnen Paragraphen beſtehen, den 
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Antritt des Gewerbes, die Ausübung des Gewerbes das gewerbliche 
Hilfsperſonale, die Gewerbegenoſſenſchaften, die Uebertretungen und 
Strafen und endlich die Gewerbebehörden und deren Verfahren. 

Wir wollen hier in Kurzem die Hauptgrundfätze desſelben er⸗ 
wähnen. . 

Von conceſſionirten Gewerben iſt in der ungariſchen Ge⸗ 
werbeordnung keine Rede. Hingegen ſind die politiſchen Behörden be⸗ 
rechtigt, aus Rückſichten der öffentlichen Sittlichkeit, Sanität oder an⸗ 
deren öffentlichen Intereſſen, innerhalb der Grenzen des Gewerbege⸗ 
ſetzes und nach Maßgabe der Localbedürfniſſe bezüglich des Betriebes 
der Gaſthöfe, Wirthshaͤuſer, Kaffeehäufer, Trödlerei, Pfandleihgewerbe, 
Dienſtbotenvermittlung, Rauchfangkehrerei, Verfertigung von Feuer⸗ 
werksgegenſtänden, an beſtimmte Fahrzeiten gebundene Perſonenbeför⸗ 
derung, dann bezüglich des Gewerbes Solcher, die auf öffentlichen 
Plätzen für das Publicum Fuhrwerke zur Perſonenbeförderung in Be⸗ 
reitſchaft halten oder ihre Dienſte als Träger, Lohndiener u. dgl. an⸗ 
bieten, allgemein verbindliche Vorſchriften zu erlaſſen. 

Neue Realgewerbe können nicht mehr verliehen werden, die 
bisher verliehenen aber bleiben auch ferner aufrecht erhalten, jedoch 
ſo, daß Andere in der Ausübung des gleichartigen Gewerbes nicht be⸗ 
ſchränkt werden können. 

Das Verzeichniß der Betriebsanlagen, welche vermöge ihrer 
Lage oder der Art ihres Betriebes die angrenzenden Grundbeſitzer 
oder Einwohner oder überhaupt das Publicum ſtören, zu Schaden 
bringen oder gefährden können und daher nur auf Grund einer ge⸗ 
werbebehördlichen Bewilligung nach Einvernehmung der Betheiligten an 
Ort und Stelle errichtet werden dürfen, wird gegenüber jenem im öſter⸗ 
reichiſchen Gewerbegeſetze von 1859 noch durch die Aufnahme der Pulver⸗ 
mühlen und Pulvermagazine, der Anſtalten zur Deſtillation von Erdöl 
(Petroleum), der Theerdecken⸗, Paraffin⸗, Dachpappen⸗ und Dachfilz⸗ 
fabriken, der Knochendarren, der Anſtalten zur Zubereitung von Thierhaaren, 
der Stärke⸗ und Stärkeſyrupfabriken, der Anlagen zur Gewinnung von 
Rohmetallen, der Röſtöfen, der Metallgießereien, inſoferne das Gießen 
nicht bloß in Tiegeln geſchieht, der Spiritus⸗ und Bierbrennereien (9), 
der Dampf⸗, Trocken⸗ und Windmühlen, der Schwimmſchulen und 
Bäder weſentlich vervollſtändigt. ni 

Das Verfahren, welches hier von der Gewerbebehörde eingeleitet 
wird, gleicht jenem nach der öſterreichiſchen Gewerbeordnung vom Jahre 
1859. Nur iſt der Beſcheid unter Aufzählung der vorgezeichneten Be⸗ 
dingungen binnen drei Tagen ſchriftlich einzuhändigen und muß im 
Falle der Verweigerung der Bewilligung oder der Aufſtellung von 
Bedingungen begründet werden. 5 

Wenn irgend ein Betrieb, welcher auf einer auf Grund des 
Gewerbegeſetzes bewilligten Anlage in Anwendung gebracht wird, oder 
vor Schaffung dieſes Geſetzes den damals giltigen Vorſchriften ent⸗ 
ſprechend ſchon beſtand, eine der Geſundheit ſchädliche oder ſonſt für 
das Publicum nachtheilige oder gefährliche Wirkung ausübt, oder wenn 
ein ſolcher Betrieb, indem er in volkreichen Gaſſen mit einer größeren 
Menge Zündſtoff arbeitet oder ſolchen verfertigt, leicht Feuersgefahr 
verurſachen könnte, ſo kann derſelbe, wenn ſein ſchädlicher Einfluß auf 
andere Weiſe nicht zu beſeitigen iſt, gegen vollſtändige Entſchädigung 
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im Wege der Expropriation eingeſtellt werden. Ob ein Unternehmen, Wir werden im nächſten Aufſatze jene Beſtimmungen des unga⸗ 
welches eine ſolche Expropriation nothwendig macht, ſchädlich ſei, iſt riſchen Gewerbegeſetzes, welche in Oeſterreich eingeführt zu werden 
nie vom privaten, ſondern ſtets vom Standpunkte des öffentlichen In⸗ verdienen, genauer beſprechen und auch weitere Verbeſſerungsanträge 
tereſſes zu beurtheilen. Das Erkenntniß wird durch die ſtädtiſchen ftellen. Jedenfalls wäre das ungariſche Gewerbegeſetz bei der Ausar⸗ 
Vertretungskörper oder über Vorſchlag der Gemeinde durch die Ge- beitung des öſterreichiſchen Gewerbegeſetzentwurfes eingehender Beach⸗ 
werbebehörden erſter Inſtanz gefällt. N tung zu würdigen. f 

Die Grundſäge über Ausübung des Gewerbes geben dem Unter⸗ 

nehmer den weiteſten Wirkungskreis. Die Artikel dürfen von einem 
und demſelben Unternehmer allerorten erzeugt und ebenſo eee 
verkauft werden. Nur für Rauchfangkehrer dürfen die Jurisdictionen 
aus feuerpolizeilichen Rückſichten gewiſſe Kehrbezirke zuweiſen. Im Mittheilungen aus der Praxis. 
Falle durch die frei ausgeübte Fleiſchausſchrottung die Verſorgung j 
einzelner Gemeinden nicht gefichert fein ſollte, ſteht der betreffenden 
Jurisdiction das Recht zu, auf den Wunſch ſolcher Gemeinden für 
dieſelben von Fall zu Fall beſondere Verfügungen zu treffen. 

Von Preisſatzungen iſt keine Rede. Nur Lohndiener, Träger, 
öffentliche Fuhrwerke und Rauchfangkehrer können Taxen unterworfen 
werden. Bezüglich der Fleiſch⸗ und Brodwaaren kann die Gewerbebe⸗ 
hörde anordnen, daß bei dem Klein verſchleiß an den Verkaufs⸗ 
localen die gewichts mäßigen Preiſe angeſchlagen werden. 

Bäcker, Fleiſchhauer und Rauchfangkehrer dürfen ihr Gewerbe 
nicht nach Belieben unterbrechen, ſondern müſſen fi zur Fortſetzung 
desſelben auf gewiſſe Wochen⸗ und Monatsfriſten bequemen. 

Beſonders trefflich ſind die Beſtimmungen des ungariſchen Ge⸗ 
werbegeſetzes hinſichtlich des Hilfsperſonales. 

So dürfen in Ungarn Kinder, die ihr 12. Lebensjahr noch nicht 
zurückgelegt haben, als Lehrlinge nicht aufgenommen werden. 

Eine Ausnahme iſt nur mit Erlaubniß der Gewerbebehörde 
und nur in dem Falle ſtatthaft, wenn der regelmäßige Beſuch des 
Volksſchulunterrichtes geſichert wird. 

Die Aufnahme des Lehrlings geſchieht mittelft ſchriftlichen 
Vertrags, und mit Berückſichtigung gewiſſer vom Geſetze aufge⸗ 
zählten Punkte. 

Der Gewerbetreibende kann den Lehrling zu Dienſtbotenarbeiten 
nicht verpflichten, wohl aber muß er demſelben die zum Schulbeſuche 
nöthige freie Zeit gönnen und den Lehrling zum Beſuche der Wieder 
holungs⸗, Abend, Sonntags⸗ beziehungsweiſe Gewerbeſchule anhalten. 

Solche Lehrlinge, die ihr 14. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt 
haben, dürfen — mit Einrechnung der Schulzeit — täglich nur zu 
10ſtündiger, Lehrlinge über 14 Jahre aber zu 12ſtündiger Arbeit ver⸗ 
pflichtet werden, in beiden Fallen aber iſt während der Arbeit Vor⸗ 
und Nachmittags je eine halbſtündige, Mittags aber eine ganzſtündige 
Ruhezeit zu gewähren, und überhaupt können die Lehrlinge nur zu 
ſolchen Arbeiten angehalten werden, die ihrem Alter gemäß ihrer Körper⸗ 
kraft entſprechen. 

Zu Nachtarbeiten, d. h. zu Arbeiten von 9 Uhr Abends bis 
5 Uhr Morgens dürfen Lehrlinge unter 16 Jahren überhaupt nicht 
verwendet werden; bei ſolchen Gewerbszweigen jedoch, deren Betrieb 
ohne Nachtarbeit aufgehalten würde, kann die Gewerbebehörde, unter 
Berückſichtigung der körperlichen Entwicklung des Lehrlings geſtatten, 
daß Lehrlinge unter 16 Jahren (jedoch nicht unter 14 Jahren) 
6 Stunden Nachtarbeit ausführen dürfen. 

Ju gleich humanem Sinne find die Beſtimmungen über Fabrik⸗ 
arbeiter gehalten. Die Arbeit der Kinder und jugendlichen Arbeiter 
in Fabriken iſt nach entſprechenden Abſtufungen des Alters und der 
Arbeitszeit beſchränkt. Auch den erwachſenen Arbeitern ſind Mittags 
und Vor⸗ und Nachmittags Ruhepauſen zu gönnen. In Fabriken, in 1 | 
denen die Arbeit Tag und Nacht fortgeſetzt wird, muß für gehörige in Frage kommen können oder follen, ſondern jene Gemeinde wo 
Ablöſung der Nachtarbeiter geſorgt werden. Die Tagsarbeit darf nicht dieſe Frage wirklich, das iſt thatſächlich zur Verhandlung kam. 
vor 5 Uhr Morgens begonnen und nicht über 9 Uhr Abends ausge⸗ Ein Verſchulden oder Ueberſehen einer Gemeinde oder Behörde 
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Zur Beleuchtung des Zuweiſungsmomentes des § 19 P. 4 des Hei: 
matsgeſetzes betreffend das „zur Frage kommen“ des Heimatrechtes“). 


Am 14. November 1870 verhaftete die Gendarmerie in der 
Gemeinde Goiſern in Ober⸗Oeſterreich einen Mann wegen Vagabun⸗ 
direns und Paßloſigkeit; derſelbe nannte ſich Wagner, entſprang aber 
noch am ſelben Tage auf dem Transporte zu dem Bezirksgerichte 
Iſchl. Ueber Anzeige der Gendarmerie pflog das Bezirksgericht Er⸗ 
hebungen und verfolgte den Entſprungenen durch die Späheblätter. 
Am 22. November 1870 wurde derſelbe Vagant unter dem 
Namen Weber von der Gendarmerie in dem Bezirke O. wegen Be⸗ 
ſitzes einer falſchen Reiſeurkunde verhaftet und nach Conſtatirung 
ſeiner Identität mit dem vom Bezirksgerichte Iſchl verfolgten Wagner 
an dieſes Gericht eingeliefert. Das Bezirksgericht Iſchl leitete über 
die Perſönlichkeit des Verhafteten Erhebungen ein, indem es ſich an 
die Polizeidirection in Dresden wendete, um zu erfahren, ob ein bei 
dem Vaganten vorgefundener, von der ſächſiſchen Behörde ausgeſtellter 
Loſungsſchein auf Karl Eduard Hermann Wagner lautend, auf den Verhaf⸗ 
teten zutreffe. Nachdem es ſich aus der Antwort der ſächſiſchen Behörde 
herausgeſtellt hatte, daß dies nicht der Fall ſei, ſo wurde der Verhaftete 
wegen Uebertretung gegen öffentliche Anſtalten und Vorkehrungen 
gemäß § 320 ff. St. G. mit ſechs Tagen Arreſt beſtraft und ſodann, 
weil er keinerlei Reiſeurkunde beſaß, am 28. December 1870 vom 
Bezirksgerichte Iſchl mit einem Certificate verſehen entlaſſen, 

Als nun im Jahre 1872 derſelbe Vagant Wagner alias Weber 
zu Mantern in Steiermark betreten wurde, verlangte die betreffende 
ſteiermärkiſche Bezirkshauptmannſchaft deſſen Zuweiſung als eines Hei⸗ 
matloſen durch die den Gemeinden Goiſern und Iſchl vorſtehende Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft in Ober⸗Oeſterreich zu einer dortigen Gemeinde, 
welchem Begehren auch die ſteiermärkiſche Statthalterei beitrat. 

Die oberöſterreichiſche Statthalterei, welche die Anſchauung der 
ſteiermärkiſchen Behörden nicht theilen zu können glaubte, legte die 
Acten dem Miniſterium des Innern zur Entſcheidung in Gemäßheit 
des § 40. Alinea 4 des Geſetzes vom 3. December 1863 vor und 

begründete hiebei ihre gegentheilige Anſchauung folgender Weiſe: „Durch 
den Umſtand, daß die der Gemeinde Mautern in Steiermark vor⸗ 
ſtehende Bezirkshauptmannſchaft den betreffenden Vaganten in die 
Polizei⸗Aufſicht der Gemeinde Mautern übergeben hat und durch den 
Umſtand, daß dieſelbe Bezirkshauptmannſchaft das Begehren auf Zu⸗ 
weiſung des Vaganten zu einer Gemeinde in Ober⸗Oeſterreich aus⸗ 
geſprochen hat, ſei zuerſt und factiſch die Frage der Heimatszuſtän⸗ 
digkeit geſtellt worden. Im § 19 Punkt 4 des Geſetzes vom 3. De⸗ 
cember 1863 ſei nicht jene Gemeinde gemeint, wo die Heimat hätte 


dehnt werden; beſondere Beſtimmungen beugen dem Truckſyſtem vor. Ober Oeſterreichs liege keineswegs vor, denn es jet erwieſen, 
5 Die Gewerbebehörde . verpflichtet die Fabriken c Zeit zu daß weder eine Gemeinde noch eine politiſche Behörde des Landes 
Zeit durch hiezu ausgeſendete Perſonen beſichtigen zu laſſen und ſich Ober⸗Oeſterreich je von der Verhaftung des Wagner alias Weber in 
von der Beobachtung der Verordnungen des Geſetzes Ueberzeugung zu Kenntniß geſetzt wurde. Erſt die Gemeinde Mautern in Steiermark, 
verſchaffen. Alſo eigentliche Fabriksinſpectoren wird es in Ungarn welcher der Mann vom dortigen Bezirksgerichte überftellt worden war, 
nicht geben. 5 befand ſich in der Lage und war nach den Polizeigeſetzen verpflichtet, 
Mit dieſem Paragraphe beginnt auch die ſchwächere Partie des die Juſtändigkeitsfrage desſelben in Verhandlung zu nehmen, was 
ungariſchen Geſetzes. Ueber Krankencaſſen fehlen Beſtimmungen gänz⸗ thatſächlich auch durch das Zuweiſungs begehren der dortigen Bezirks⸗ 
lich. Das Genoſſenſchaftsweſen iſt mit Ausnahme der Aufhebung des hauptmannſchaft geſchehen ſei. 
Zwanges nur obenhin geregelt, die Uebertretungen werden mit — 
ziemlich hohen Geldſtrafen, ja mit länger dauernder Gewerbseinſtellung 


bedroht ) Man vergl. die Mittheilung in Nr. 23 S. 90 de 1872 dieſer Zeitichrift 


und die daſelbſt eltirten Fälle. 


Das Miniſterium des Innern hat unterm 31. März 1872, 
Z. 1773 dahin entſchieden, „daß, in Erwägung als der Vagant Alois 
Weber alias Wagner zuerſt in der Gemeinde Goiſern in Ober⸗Oeſter⸗ 
reich aufgegriffen und nach ſeiner Ueberſtellung zum Bezirksgerichte 
Iſchl ſich von Seite des letzteren Behufs Conſtatirung der näheren 
Verhältniſſe dieſes Mannes an die Polizeidirection in Dresden ge⸗ 
wendet worden, endlich demſelben von dem genannten Bezirksgerichte 
ftatt, wie es bei der Bedenklichkeit dieſes Individuums hätte geſchehen 
ſollen, ihn nach ausgeſtandener Strafe an die betreffende Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft zu überſtellen, ein Certificat ausgeſtellt und derſelbe auf 
freien Fuß entlaſſen worden iſt, in fernerer Erwägung als dieſer 
Vorgang der Gemeinde Mautern in Steiermark, wo die Frage uͤber 
die Heimatsverhältniſſe dieſes Vaganten neuerlich angeregt wurde, nicht 
zum Nachtheile gereichen kann, — Alois Weber alias Wagner nach 
$ 19 Punkt 4 des H. G. der Gemeinde Goiſern zuzuweiſen 15 


Competenzfrage. Gegen den in Abſicht auf Regelung in der Be⸗ 
nützung des Gemeindegutes (gemeindliche Waſſerleitung) Seitens 


des Gemeindevorſtehers vorgenommenen Eingriff in den factifchen 
Nutzungsbeſitz eines Gemeindemitgliedes findet eine gerichtliche Be⸗ 
ſitzſtörungsklage nicht ſtatt. 


Die Marktgemeinde A. in Kärnten hat im Jahre 1858 über 
Anlangen den dortigen Beſitzer „am Sand“ zur Deckung des für 
deren Hausweſen erforderlichen Wafſerbedarfes die Herſtellung einer 
gemeinſchaftlichen Waſſerleitung von der ſogenannten Bräuer⸗Brunn⸗ 
ſtube, die Legung der nothwendigen Leitungsröhren und die Errichtung 
eines Brunnens am Sand, dann die künftige Erhaltung dieſer Waſſer⸗ 
leitung aus Gemeindemitteln beſchloſſen und ausgeführt. 

Im Jahre 1871 hat Gottlieb D. an einer Leitungsröhre dieſer 
durch ſeine Streuhütte führenden Waſſerleitung eine Seitenröhre mit 
Pippe angebracht und ſo durch einen rückhaltloſen Wafferbezug den 
Zufluß in den gemeinſchaftlichen Brunnen geſchwächt. Als ſeine Nach⸗ 
barn davon Kenntniß erhielten, haben fte dieſen eigenmächtigen Vor⸗ 
gang dem Gemeindevorſtande angezeigt und deſſen Abſtellung begehrt. 
Der Gemeindevorſteher ordnete hierauf einen Localaugenſchein mit 
Beiziehung von Sachverſtändigen an und ſtellte die von Gottlieb D. 
eigenmächtig errichtete Waſſerleitung ab. N 

Ohne gegen dieſe Verfügung eine Beſchwerde bei der compe⸗ 
tenten Behörde zu überreichen, hat Gottlieb D. gleich am 4. December 
1871 als dem Tage der ihm eingeſtellten Waſſerleitung wider den 
Communalvorſteher bei dem Bezirksgerichte A. die Beſitzſtörungsklage 
wegen der erwähnten Einſtellung eingebracht. Hierüber wurde die 
Verhandlung gepflogen und in deren Erledigung dem Klagebegehren 
ſtattgegeben. 5 1 

Dagegen hat der Gemeindevorſteher ſeinen Recurs überreicht, 
worin er vorzüglich die gerichtliche Competenz beſtritten. 

Das Oberlandesgericht hat, von der Anſicht ausgehend, daß im 
vorliegenden Falle der Gemeindevorſteher zum Schutze des Gemeinde⸗ 
gutes und deſſen ungeſtörter Benützung einzuſchreiten berechtigt war, 
daß ſomit dieſe Angelegenheit auf den Rechtsweg nicht gehöre, ohne 
ſich in eine Meritalentſcheldung einzulaſſen, das Gutachten des Landes⸗ 
ausſchuſſes eingeholt, welcher ſich dahin ausſprach, daß es ſich lediglich 
um eine Verfügung des Gemeindevorſtandes handle, gegen welche bei 
dem Civilgerichte eine Klage nicht anhängig gemacht werden könne. 

Der oberſte Gerichtshof, welchem die Aeten im Sinne des Hof⸗ 
decretes vom 23. Juni 1820, 3. 1669 vorgelegt wurden, fand der 
Anſicht des Oberlandesgerichtes, daß hier die gerichtliche Competenz 
nicht eintrete, beizuſtimmen, und erſuchte anläßlich dieſes Falles auch 
das Miniſterium des Innern um ſeine Wohlmeinung. 

Das Miniſterium des Innern eröffnete in feiner Antwortsnote 
vom 11. Mai 1872, Z. 4784 dem oberſten Gerichtshofe, daß es 
auch der von demſelben ausgeſprochenen Anſchauung beitrete: es habe 
in der Streitſache des Gottlieb D. gegen den Gemeindevorſteher in A. 
wegen Einſtellung einer Waſſerleitung nicht die Competenz der Ge⸗ 
richte, fondern jene der autonomen Organe platzzugreifen, „weil 
es ſich vorliegend um die Entſcheidung handelt, in welchem Maße D. 
im Grunde ſeiner Gemeindemitgliedſchaft berechtigt ſei, die Waſſer⸗ 
leitung, welcher die Eigenſchaft eines Gemeindegutes zukommt, für 
ſein Hausweſen zu benützen“. - 
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Betreffend Zuläſſigkeit der Bildung nichtpolitifcher Vereine von 
Ausländern und für Ausländer nach dem Ver. Gef. vom 15. No- 
vember 186%. 


In der Stadt B. handelte es ſich um Bildung eines Vereines 
unter dem Namen „Schweizerverein“, als deſſen Zweck geſellige 
Unterhaltung und Geſangsförderung angegeben wurden, und in welchen 
nach den vorgelegten Statuten ausſchließlich nur „Schweizer“ auf⸗ 
genommen werden ſollten. N 

Die Vereinsbehörde proponirte die competenzmäßige Entſcheidung 
des Miniſteriums des Innern über die geſchehene Vereinganmeldung, 
einerſeits deßhalb, weil im Vereinsgeſetze des vorgelegenen Falles 
nämlich: eines angeblich „nichtpolitiſchen“ Vereines von „Ausländern 
im Inlande“ nicht vworgefehen ſei, ſodann weil bei dem Umſtande, 
als der Verein nach einer weiteren Beſtimmung der Statuten ſeine 
Verſammlungen abwechſelnd im Vereinsſitze B. und in der koönigl. 
bairiſchen Stadt L. abzuhalten beabſichtigte, nach der Analogie des 
§ 11 des Vereinsgeſetzes das Miniſterinm des Innern zur Amts⸗ 
handlung berufen erſcheinen dürfte. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 16. November 1871, 
3. 16.098 —71 die Entgegennahme der Anmeldung des fraglichen 
Vereines als zur Amtshandlung der Statthalterei im eigenen Wirkungs⸗ 
kreiſe gehörig erklärt, „weil in dem gegebenen Falle die im § 11 
des Vereinsgeſetzes enthaltenen Vorausſetzungen für die Competenz 
des Miniſteriums nicht zutreffen, da es ſich weder um Zweigvereine 
noch um Verbände handle. Hinſichtlich der Anwendbarkeit des Vereinsge⸗ 
ſetzes vom 15. November 1867 überhaupt müſſe bemerkt werden, daß 
auch Vereine von Ausländern, die ihren Sitz im Inlande haben, 
nach dieſem Geſetze zu behandeln ſind“. W. 


Not iz. 


Gorſchriften über Errichtung neuer und Herſtellung bereits 
beſtehender Gebäude in der Nähe der Locomotiveiſenbahnen.) Das mit 
der Gubernialverordnung vom 22. Jänner 1844, Z. 3245, bekannt gegebene Hof⸗ 
kanzleidecret vom 28. December 1843, 3. 40.110 (P. G. S. aj. 1844, pag. 52), ent⸗ 
hält betreffs der Herſtellung neuer Gebäude an den Locomotiveiſenbahnen folgende Be⸗ 
ſtimmungen: 

1. Gebäude, welche innerhalb einer Entfernung von 30 Klaftern von der 
Bahnkrone neu errichtet werden wollen, müſſen feuerſicher hergeſtellt werden, oder 
fonftigen Schutz gegen Feuersgefahr erhalten. Daher müſſen insbeſonders an der Bahn⸗ 
ſeite Oeffnungen an der Bedachung wo möglich ganz vermieden oder durch Vergla⸗ 
ſungen u. ſ. w. feſt verwahrt werden. 

2. Die Errichtung neuer Bauobjecte auf eine Entfernung von fünf Klaftern 
von der Bahnkrone iſt in der Regel nicht zu geſtatten. Eine Ausnahme davon, wo ſie 
die eigentlichen örtlichen Verhältniſſe oder jene des Bahnbetriebes zuläſſig machen, 
kann nur von Fall zu Fall nach vorläufiger Rückſprache mit der Generaldireetion der 
Staatseiſenbahnen geftattet werden. 

3. Gebände, welche in einer geringeren Entfernung als zehn Klafter von der 
Bahnkrone zu ſtehen kommen, ſollen in der Richtung gegen die Bahn keine unmittel⸗ 
baren Ausgänge, inſoweit dieſe den unmittelbaren Zutritt zur Bahn zum Zwecke 
hätten, erhalten. Ausnahmen von dieſer Regel dürfen nur in jenen Fällen, wo durch 
Schranken und andere Vorſichtsmaßregeln den zu beſorgenden Gefahren auf eine be⸗ 
friedigende Weiſe begegnet werden kann, mit Zuſtimmung der genannten General⸗ 
direction zugeflanden werden. 

Auch iſt die Errichtung von Gebäuden zu vermeiden, wenn damit die Noth⸗ 
wendigkeit zur Anlage eines neuen Ueberganges im Nivean der Bahn verbunden wäre. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen der Gubernialverordnung vom 22. Jäuner 
1844, Z. 3245, haben ſelbſtverſtändlich derzeit in Betreff aller ſeither hierlands errich⸗ 
teten Eiſenbahnen, beziehungsweiſe in Betreff der in der Nachbarſchaft neu anfzufühe 
renden und bereits beſtehenden Gebäude Anwendung zu finden. 

Wo immer daher Ausnahmen von der unter 2 und 3 aufgeführten Regel ein⸗ 
treten follen, muß ſtets das dort vorgeſchriebene vorherige Einvernehmen mit der Ge⸗ 
neraldirection der betreffenden Bahn ſtattgefunden haben. 

Mit Rückſicht auf die Fortſchritte der Technik im Eiſenbahn⸗, Maſchinen⸗ und 
Belriebsweſen ſind ferner inhaltlich der Verordnung des hohen k. k. Handelsminiſte⸗ 
riums vom 23. April 1868, 3. 9403, bezüglich der feuerſicheren Herſtellung der an 
den Locomotivelſenbahnen gelegenen Gebände folgende Erleichterungen und Modifi⸗ 
cationen zugeſtanden worden: 

1. Der Feuerrayon unterſcheidet ſich in 

a. einen äußeren, 30 Klafter von der Geleismitte gerechnet und 


b. einen inneren, 15 Klafter von der Geleismitte gerechnet. 

2. Im äußeren Feuerrayon werden Schindeldächer zur Anwendung für geeig⸗ 
net befunden. 

Hiezu wird bemerkt, daß die Eindeckung mit Steinpappe nur dort zuläſſig er⸗ 
ſcheint, wo die Schindeleindachung geſtattet iſt. Strohdächer find unzuläſſig. 

3. Innerhalb des inneren Feuerrayons find die Gebäude in der Regel mit 
feuerfeſtem Material einzudecken. 

Die Anwendung von Schlndeldächern mit oder ohne feuerſicheren Anſtrich iſt 
unter Beruhigung gewährenden Umſtänden, jedoch nur ausnahmsweiſe geſtattet. 

4. Riegelwandbauten mit ausgemauerten Fächern und einem Mörtelanwurf 
haben als feuerſichere Conſtruction zu gelten. 

Weiter wird Nachſtehendes bemerkt: 

Gebäude, welche in einem ſolchen Bauzuſtande ſich befinden, daß ohne förm⸗ 
lichen Umban des ganzen Hanſes die Aufſetzung eines feuerſicheren Daches nicht mög⸗ 
lich iſt, find derart zu ſtützen und mit den vorerwähnten Riegelwänden, nöthigenſalls 
auch mit Stützpfeilern zu verſehen, daß ſelbe entweder ein Schiefe ⸗ oder Blechdach 
zu tragen vermögen. 

Die Anwendung von Dachziegeln iſt in ſolchen Fällen nicht anzuempfehlen 
Statt der Bretterverſchallungen an den Giebeln der Gebäude ſind in Fällen, wo der 
Unterbau eine maſſive Feuermauer aus Ziegeln nicht geſtattet, ebenfalls Riegelwand⸗ 
bauten mit ausgemauerten Feldern und einem Mörkelanwurf in Anwendung zu bringen. 
Welche Modalitäten im einzelnen Falle einzutreten haben, iſt im Wege commiſſioneller 
Verhandlung feſtzuſtellen. 

Im Uebrigen ſind die Beſtimmungen der Bauordnung vom 11. Mai 1864 
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1 Seine Majeſtät haben dem Statthalter und geheimen Rathe Sigmund Grafen 
v. Thun⸗Hohenſtein den Orden der eiſernen Krone erſter Claffe mit Nachſicht der 
Taxen verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Statthalter der Markgrafſchaft Mähren geheimen 
Rath Sigmund Grafen v. Thun⸗Hohenſtein dieſes Poſtens enthoben und unter 
Belaſſung feines Titels und Ranges auf die Stelle des Landespräfidenten im Herzog⸗ 
thume Salzburg verſetzt. 

Seine Majeſtät haben den Statthalter im Erzherzogthume Oeſterreich unter 
der Enns Philipp Freiherr Weber v. Eben hof auf den Poſten des Statthalters der 
Markgrafſchaft Mähren verſetzt. 

Seine Majeftät haben den Statthalter im Erzherzogthume Oeſterreich ob der 
Enns Sigmund Freiherr Conrad v. Eybesfeld auf den Poſten des Statthalters 
im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns verſetzt. 

Seine Majeftät haben dem Statthaltereirathe in Trieſt Hofrathe Gabriel 
Ritter v. Jenny das Comthurkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Salzburg Albin Ebner den 
Titel und Charakter eines Hofrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanz⸗Bezirksdireetor in Krakau, Hofrath Karl 
Pacher bei dem von ihm angeſuchten Uebertritte in den Ruheſtand den Orden der 
eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der galizifchen Finanz⸗Landes⸗ 
direction Leopold Hayling v. Degenfeld die Finanz⸗Bezirksdirectorsſtelle in 
Krakau verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe Johann Ritter v. Neubauer und dem 
mit Titel und Charakter eines Miniſterialrathes bekleideten Sectionsrathe Karl 
Ritter Schwabe v. Waiſenfreund ſyſtemiſirte Miniſterialratheſtellen, und den 
Miniſterialconcipiſten Karl Eckert, Johann Bayer und Ernſt Ellinger ſyſtemi⸗ 
ſirte Miniſterial⸗Secretärsſtellen im Finanzminiſterium verliehen. i 

Seine Majeſtät haben die von dem Sectionsrathe Ferdinand Buchaezek an⸗ 
geſuchte Enthebung von feinem Poſten im Finanzminiſterium unter Belaffung des 


maßgebend. Bei dem Umſtand, als die Handhabung der Bauordnung nach $ 82 der | Titels und Charakters eines Sectionsrathes genehmigt. 


ſelben und § 28 der Gemeindeordnung in die Competenz der autonomen Organe über⸗ 
gegangen iſt, erſcheint der Erlaß des hohen k. k. Miniſteriums des Innern vom 
21. Mai 1854, Z. 10.930, kundgemacht mit der Statthalterei⸗Verordnung vom 
28. Mai 1854, Z. 12.461, L. G. Bl. Nr. 18, Abth. II, inſofern modificirt, daß zur 
Ertheilung von Baubewilligungen für Privatbauten längs der Eiſenbahnen nunmehr 
ſtatt der landesfürſtlichen politiſchen Behörden in erſter Inſtanz die Gemeindevorſteher 
und in weiterer Inſtanz die Gemeindeausſchüſſe, Bezirksausſchüſſe und der Landes⸗ 
ausſchuß competent find und daß auch die Behuſs Ertheilung eines angeſuchten Bau⸗ 
conſenſes abzuhaltende Localeommiſſion von dem Gemeindevorſteher anzuordnen iſt, 
wobei ſelbſtverſtändlich die eintretenden Eiſenbahnrückſichten und ſpeciell die Vorſchrif⸗ 
ten der Eiſenbahnbetriebsordnung gehörig zu beachten ſind. 

Da die Eiſenbahnverwaltungen als Anrainer eintreten, ſo müſſen ſelbe als 
ſolche ſelbſtverſtändlich der Bauordnung gemäß zur Wahrung der Bahnintereſſen zur 
Baucommiſſion eingeladen werden. 

Eine Ingerenz der politiſchen Behörden tritt dann ein, wenn ſeitens des Ge» 
meindevorſtehers bei Ertheilung der Baubewilligung nicht im Einklange mit den be 
ſtehenden geſetzlichen Vorſchriften vorgegangen würde, in welchem Falle die Beſtim⸗ 
mungen des § 103 der Gemeindeordnung platzgreifen. (Erlaß der böhmiſchen Statt⸗ 
halterei vom 18. November 1870, 3. 53.712.) 


Berordnung. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums für Landesvertheidigung vom 28. April 1872, 
3.4420, betreffend die Eintragung der Ehen dauernd Beurlaubter ins Per⸗ 
ſonalgrundbuch. 


Das k. und k. Reichskriegsminiſterium hat ſämmtliche k. k. General: und Mi- 
litärcommanden dahin verſtändigt, daß als Grundlage für die Aufnahme der Vereheli⸗ 
chung dauernd beurlaubter oder Reſervemänner in das Perſonalgrundbuch im Sinne 
des $ 6 der bezüglichen mit der Militär⸗Circularverordnung vom 12. November 1869, 
3. 3615, verlautbarten Inſtruction A die nach $ 19 Punkt 3 der neuen Inſtruction 
über das militäriſche Dienſtverhältniß und die Evidenzhaltung der Urlauber und Re⸗ 
ſervemänner vorzulegenden Trauſcheine oder beglaubigte Abſchriften derſelben dienen, 
welche von dem die Controlsverſammlung abhaltenden Officier nach Eintragung in 
den Militärpaß und entſprechender Bemerkung in der Verlesliſte zu ſammeln und mit 
dieſer dem Ergänzungs⸗Bezirkscommando zur weiteren Behandlung nach § 32 Punkt 22 
der letztgenannten Inſtruction zu überſenden find. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Landespräftdenten im Herzogthume Krain Dr. Karl 
Wurz bach v. Tannenberg die erbetene Enthebung von dem bisher bekleideten 
Amte bewilligt und demſelben den Freiherrnſtand mit Nachſicht der Taxen verliehen. 

Seine Majeftät haben den Landeshauptmann Alexander Grafen Auersperg 
zum Landespräſidenten im Herzogthume Krain ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Landespräſidenten in Kärnten Alois Freiherr v. 
Ceschi a Santa Croce zum Statthalter in Trieſt und Küſtenland ernannt. 


Druck der k Wiener Zeitung. 


Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär Anton Klaps den Titel und 
Charakter eines Sectionsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Berghauptmännern Lucas Kronig, Sobann Lind⸗ 
ner und Georg Hofmann ſyſtemiſirte Berghauptmanusſtellen, dann den bisherigen 
Berghauptmännern Eduard Hübl Edlen von Stollenbach, Karl Matieg ka, Ednard 
Baumayr und Karl v. Urbanitzky ſyſtemiſirte Oberbergrathsſtellen im Status 
der zu activirenden neuen Bergbehörden verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Stelle des Vorſtandes bei dem Rechnungsdeparte⸗ 
ment der galiziſchen Finanzlandesdirection mit dem Titel und Charakter eines Ober⸗ 
set dem Finanzrathe des gedachten Rechnungsdepartements Vincenz Hubrich 
verliehen. g 

Seine Majeſtät haben dem Inſpector der Generalinſpection der öſterreichi 
Eiſenbahnen Johann Marſchik den Titel und Charter lee Gee und 
den General⸗Inſpectionscommiſſären Rudolf Riegler und Rudolf Freih. v. Lilienau 
den Titel und Charakter von Inſpectoren der Generalinſpection mit Nachſicht der 
Taxen verliehen. : 

Seine Majeſtät haben dem Podeſta und Director der „Assoeiazione marit- 
tima di Sabioncello“ Dr. Johann Ipanniſſevich das Ritterkrenz des Franz⸗ 
Joſeph⸗Ordens und dem nautiſchen Director d eſer Geſellſchaft Natale Morena das 
goldene Verdienstkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director des Staatsgymnaſiums in Innsbruck und 
Schulrathe Theodor Gaßner anläßlich ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand das Ritter⸗ 
kreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Commiſſär der Wiener Polizeidirection Johann 
Taudinger das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Adjuncten im Haus., Hofe und Staatsarchive 
Joſeph Tyomayr das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone und dem Kanzelliſten 
daſelbſt Wilhelm Klemm das goldene Verdienſtkrenz verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Primararzt des Lemberger Krankenhauſes 
Dr. Victor Opolsky und den Profeſſor Dr. Adam Czyzewiez zu Mitgliedern des 
Laudesſanitätsrathes bei der Stafthalterer in Lemberg ernannt. 

Der Handelsminiſter hat bei der Generalinſpection der öſterreichiſchen Eiſen⸗ 
bahnen — den Inſpector Franz Schulz zum Oberinſpeclor, den Commiſſär Emanuel 
Zeidler zum Inſpector und die Commiffärsadjuncten Moriz Kubeſch und Jaroslaw 
Ritter v. Micha lowski zu Commiſſären ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Förſter und derzeit ſubſtituirten Forſt⸗ und 
Staatsamtsverwalter auf der Religionsfondsdomäne Spital am Pyhrn in Ober⸗ 
Oeſterreich Rudolf Zlik zum Forſtinſpector für Mähren ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Bergverwalter in Pribram Franz Kofchin zum 
Bergrathe und Vorſtandsſtellvertreter bei der dortigen Bergdirection ernannt. 


Erledigungen. * 


Aſſiſtentenſtelle der medieiniſchen Klinik an der medieiniſch⸗chirurgiſchen Lehran⸗ 
ſtalt in Salzburg und zugleich Secundararztesſtelle im St. Johannesſpikale. Adfutum 
400 fl. und Quatier, bis letzten Juni 1872. (Amtsbl. Nr. 139.) 

Bauadjunctenſtellen zwei zu je 600 fl. und Bauprakticantenſtellen zwei zu je 
500 fl. und zwei zu je 400 fl. und Quartiergeld in der Baubranche der k. k. eroat. 
ſlav. Militärgrenze, bis 15. Auguſt 1872. Geſuche an das k. k. Generalcommando in 
Agram. (Amtsbl. Nr. 141.) 

Amrsaffiſtentenſtelle für den Zolldienſt im Bereiche der ob.⸗öͤſterr. Finanzdirection 
Gehalt 500 fl., bis 6. Inli 1872. (Amtsbl. Nr. 143.) 

Rechnungsrathsſtelle mit dem Gehalte jährlicher 1600 fl., eventuell eine derlei 
Stelle mit 1300 fl., eventuell Rechnungsofficialsſtellen erſter, zweiter und dritter 
Claſſe mit den ſyſtemiſirten Gehalten von 1000 fl. bis 500 fl. bei dem Statthalterei⸗ 


Rechnungsdepartement in Linz, bis 10. Juli 1872. (Amtsbl. Nr. 144.) 


Bauadjunctenſtelle im Bereiche des Staatsbaudienſtes in Böhmen, Gehalt 


700 fl., bis 15. Juli 1872. (Amtsbl. Nr. 144.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


